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Kroatien nach den Attentaten: 
Chancen für eine neue Reformdynamik 
Tomislav Maršić 

Nach zwei aufeinanderfolgenden Auftragsmorden auf offener Straße mit offensichtlich 
politisch-mafiösem Hintergrund steht Kroatien unter Schock. Acht Jahre nach Beginn 
der »zweiten Transformation«, in deren Verlauf sich das Land von einem semi-autokra-
tischen Präsidialsystem zu einer parlamentarischen Demokratie wandelte, und kurz 
vor dem Abschluss der Verhandlungen über den Beitritt zur EU hatte niemand mehr 
mit solchen Abrechnungen nach Mafia-Manier gerechnet. Die Welle der Empörung 
zwingt die kroatische Regierung nach Jahren der Passivität nun in die Offensive und 
zur Verabschiedung substantieller Reformen. Diese Aufgabe umfasst nicht weniger als 
die politische Neutralisierung einflussreicher Personen, die in den Kriegsjahren aus-
gezeichnete Kontakte in die Politik knüpften und heute vielfach an den »Schaltstellen 
der Macht« sitzen. Ein Teil des Reformdrucks kommt dabei auch von außen: Wenige 
Tage vor der Veröffentlichung des Fortschrittsberichts der EU-Kommission musste die 
Regierung mit der Auswechslung des Innen- und des Justizministers Entschlossenheit 
demonstrieren, um die Vorbehalte Frankreichs, Deutschlands und der Niederlande 
gegenüber dem EU-Beitritt Kroatiens nicht noch zu vergrößern. 

 
Wie erwartet hatte der Fortschrittsbericht 
einen überwiegend positiven Tenor. Er 
attestierte Kroatien gute Fortschritte in 
allen Bereichen. Beanstandet wurden indes 
die anhaltende Politisierung und der Man-
gel an personellen und finanziellen Ressour-
cen insbesondere im Gerichtswesen, aber 
auch der geringe Reformehrgeiz im All-
gemeinen. Dies hat sich nun mit einer Fülle 
von Personalrochaden und Reforminitia-
tiven grundlegend geändert. Wohl nicht zu-
letzt auch deshalb setzte sich Erweiterungs-
kommissar Olli Rehn in der Kommission 
mit seinem Zeitplan durch, der vorbehalt-

lich der Erfüllung aller Bedingungen einen 
abgestuften Abschluss der Beitrittsverhand-
lungen bis Ende 2009 vorsieht. 

Diese positive Dynamik wird von zwei 
gegenläufigen Entwicklungen konterkariert: 
Zum einen beharrt insbesondere die deut-
sche Regierung nach wie vor darauf, dass 
Abschlüsse der laufenden Erweiterungs-
runde an eine erfolgreiche Vertragsreform 
gekoppelt werden. Auch wenn dieser Vor-
behalt nicht vor dem Beginn der Ratifika-
tion eines Beitrittsvertrags – mit dem zur-
zeit frühestens im Frühjahr 2010 zu rech-
nen ist – virulent werden dürfte, ist die Ver-



tiefungskrise ernst und eine Lösung nicht 
in Sicht. Zum andern nutzte die scheidende 
slowenische Regierung zuletzt erneut das 
Mittel der Blockade von Verhandlungs-
kapiteln, um in ihrer bilateralen Auseinan-
dersetzung mit Kroatien einen Zugang zu 
internationalen Gewässern durchzusetzen. 

In dieser Situation waren die Morde in 
Zagrebs Stadtzentrum für die kroatische 
Regierung so etwas wie ein GAU, da sie dem 
Bild Kroatiens als problemlosem und leicht 
zu absorbierendem Kandidaten tiefe Krat-
zer zufügten. Dabei gemahnen die Atten-
tate an jene Fehler, die im Zusammenhang 
mit der verfrühten Aufnahme Bulgariens 
und Rumäniens gemacht worden sind. Wie 
konnte es nach den Jahren der Ruhe über-
haupt zu diesen Gewalttaten kommen? 

Der bisherige Umgang mit der 
organisierten Kriminalität 
Die Wurzeln der kroatischen organisierten 
Kriminalität, wie sie sich heute darstellt, 
liegen in den neunziger Jahren. Damals 
begünstigten sowohl äußere Umstände wie 
der Krieg und das internationale Waffen-
embargo als auch innere Faktoren wie der 
Systemwechsel und eine schwache Opposi-
tion den Aufstieg von Subjekten mit frag-
würdigem Hintergrund in formalstaatliche 
Strukturen. In erster Linie handelte es sich 
um Personen, die in der Lage waren, schnell 
dringend benötigtes Kriegsgerät zu beschaf-
fen. Nachdem Österreich nun kürzlich mit 
dem ehemaligen Rüstungsbeauftragten und 
General Vladimir Zagorec eine Schlüssel-
figur aus diesem Milieu nach Kroatien aus-
geliefert hat, ist Bewegung in die Unterwelt 
Zagrebs gekommen. Obwohl die Attentäter 
mittlerweile identifiziert und auch meh-
rere ihrer Logistiker bereits gefasst sind, ist 
nach wie vor offen, wer die Auftraggeber 
hinter den Morden waren und ob es einen 
Zusammenhang zwischen den Taten gibt.  

Die jüngsten Geschehnisse sind der vor-
läufige traurige Höhepunkt einer Serie 
gewaltsamer Übergriffe gegen investigative 
Journalisten und Wirtschaftsmanager, die 
an der Aufdeckung von Korruptionsfällen 

arbeiteten. Im Verdacht, in solche Korrup-
tionsfälle verwickelt zu sein, stehen unter 
anderem Regierungsmitglieder und Reprä-
sentanten der Stadtverwaltung von Zagreb. 
Auf die Unangreifbarkeit einflussreicher 
Figuren in Wirtschaft und Politik, deren 
Vergehen oftmals offene Geheimnisse sind, 
reagieren weite Teile der Bevölkerung mit 
Politikverdrossenheit und Resignation. Denn 
bisher verliefen die Ermittlungen gegen die 
mutmaßlichen Verantwortlichen solcher 
Übergriffe meist im Sande. Ende der neun-
ziger Jahre begann ein spektakulärer Prozess 
gegen mehrere verdächtige Drahtzieher, 
der wenige Jahre später fulminant scheiter-
te. Auch die von 2000 an amtierende Koali-
tionsregierung unter sozialdemokratischer 
Führung unterließ es, gegen die Exponen-
ten mafiöser Strukturen vorzugehen. 

Der derzeitige Premierminister Ivo 
Sanader verfolgte gegenüber der EU bisher 
eine Politik des Appeasement, die auf dem 
schnellstmöglichen Weg zum Beitritt füh-
ren sollte, einem grundlegenden Reform-
prozess jedoch wenig Priorität beimaß. 
Sanaders Einfluss war in der Vergangenheit 
zwar mehrfach spürbar, wenn Gerichte 
oder auch das Parlament bestimmte Ent-
scheidungen zurücknahmen, die Kroatiens 
EU-Ambitionen zu gefährden drohten. Doch 
die Entwürfe für die jetzt in Angriff genom-
menen institutionellen Reformen lagen 
bereits seit zwei Jahren in den Schubladen 
des Innenministeriums. Das auf Drängen 
der EU gegründete Dezernat für den Kampf 
gegen die organisierte Kriminalität bestand 
fast zwölf Monate lang nur auf dem Papier.  

Sowohl der neue Innenminister Tomislav 
Karamarko als auch sein Polizeichef äußer-
ten öffentlich, dass die Polizei in Kroatien 
seit dem Krieg Anfang der neunziger Jahre 
politisch kontrolliert war. Sanader selbst 
hielt bis zuletzt an Karamarkos heftig 
kritisiertem Vorgänger fest, selbst als dieser 
auf öffentlichen Druck hin einen politisch 
motivierten Wechsel an der Spitze der 
Polizei rückgängig machen musste. Nach 
dem ersten Mord gab der Regierungschef 
schließlich der öffentlichen Empörung 
nach, die im weiteren Verlauf auch leicht 
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ihn selbst hätte treffen können, und entließ 
die bedingungslos loyalen Innen- und 
Justizminister – eine panikartige Entschei-
dung, die letztlich aber sehr effektiv war. 
Denn bei den beiden neuen Kabinetts-
mitgliedern Tomislav Karamarko und Ivan 
Šimonović handelt es sich zum einen um 
einen Vertrauten des Präsidenten Mesić 
und zum andern um einen Kandidaten der 
oppositionellen Sozialdemokraten, was 
dem Premier die Unterstützung beider 
Seiten sichert. Karamarko, der bei der 
Suche nach dem flüchtigen General Ante 
Gotovina und dessen Hauptfinanzier eine 
wichtige Rolle spielte, kann bereits auf das 
Verdienst verweisen, den Geheimdienst 
erfolgreich reformiert zu haben, der Jura-
professor Šimonović war früher Vertreter 
Kroatiens bei den VN. 

Reichweite der Reformen 
Die beiden neuen Minister stehen nun vor 
der enormen Herausforderung, in dem 
bisher halbherzig geführten Kampf gegen 
die organisierte Kriminalität und die Kor-
ruption Ergebnisse liefern zu müssen. Diese 
Aufgabe beinhaltet vor allem zweierlei: 
zum einen die Entfernung korrupter Funk-
tionäre aus politischen Ämtern und zum 
andern eine Professionalisierung der Admi-
nistration, die von politischen Seilschaften 
und klientelistischer Patronage befreit wer-
den muss. Die jüngst beschlossenen Maß-
nahmen zeigen dabei, dass diesem Reform-
bedarf im institutionellen, im personellen 
und im inhaltlichen Bereich nun zuneh-
mend Rechnung getragen wird:  

Mit dem Anti-Mafia Paket sollen die 
bereits laufenden Reformen im Justizsektor 
unterstützt werden. So ist zum Beispiel, wie 
seit langem gefordert, die Verbesserung des 
Zeugenschutzes beschlossen worden. Große 
Fortschritte sind zudem im exekutiven Be-
reich bei der Effektivierung und Professio-
nalisierung der Polizeiarbeit zu verzeich-
nen. Mit der institutionellen Neuordnung 
des Dezernats für den Kampf gegen die 
organisierte Kriminalität, das nun direkt 
dem neuen Polizeichef unterstellt ist, dürfte 

es in Zukunft weniger Informationslecks 
geben. Zugleich wird die regionale und 
internationale Polizeikooperation aus-
gebaut. Erste Erfolge dieser Maßnahmen 
ließen sich bereits bei den nun laufenden 
Ermittlungen beobachten. 

Im institutionellen Bereich ist der für die 
Entpolitisierung notwendige politische 
Wille somit für den Augenblick vorhanden. 
Ein solcher Systemwechsel erfordert jedoch 
langfristiges Engagement. Insbesondere bei 
politisch sensiblen Gerichtsverfahren hat es 
in der Vergangenheit vielfach Unregel-
mäßigkeiten gegeben, so jüngst erneut mit 
dem Abbruch des Verfahrens gegen den mut-
maßlichen kroatischen Kriegsverbrecher 
Branimir Glavaš. Diese Fälle haben gezeigt, 
dass der lange Arm der Politik weit in die 
Sphäre der Rechtsprechung hineinreicht. 
Die im Rahmen der Beitrittsverhandlungen 
verabschiedete Justizreform beinhaltet zwar 
schon Maßnahmen, die die Ernennung von 
Richtern einem transparenten Verfahren 
unterwerfen soll. Bisher – und dies ist auch 
eine Kernkritik der EU – sind diese Refor-
men jedoch nicht mit dem gebotenen Nach-
druck umgesetzt worden.  

Eine Welle der Erneuerung hat insbeson-
dere den Polizeiapparat erfasst. Dort ist ein 
Personalwechsel auf allen Ebenen in Gang 
gekommen. Die strategische Position des 
Polizeichefs übernahm Vladimir Faber, der 
sich in Osijek bei den brisanten Ermittlun-
gen gegen Branimir Glavaš einen guten Ruf 
erworben hatte. Die neue Spitze im Innen-
ministerium tauschte eine Vielzahl mitt-
lerer und höherer Polizeikader aus, die 
zum Teil nach dem Antritt der HDZ-geführ-
ten Regierung im Jahr 2003 nach politi-
schen Kriterien eingestellt worden waren. 

Mit dem Anti-Mafia-Gesetzespaket, das 
laut Sanader auch finanziellen »Rückhalt 
im Haushalt« hat, werden schließlich auch 
die rechtlichen Voraussetzungen für die 
Bekämpfung der organisierten Kriminalität 
gestärkt. Das Paket erleichtert es den Be-
hörden unter anderem, das Vermögen von 
Verdächtigen zu beschlagnahmen und die 
Kommunikation von inhaftierten Personen 
aus dem Milieu zu kontrollieren. Auch die 
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polizeilichen Vollmachten und Zugriffs-
rechte auf Daten anderer Behörden werden 
durch das neue Recht entscheidend erwei-
tert. Begleitend dazu hat die Regierung 
einen Fonds eingerichtet, mit dessen Hilfe 
der Aufbau eines professionellen Infor-
mantennetzes finanziert werden soll. 

Fazit 
Sollten diese Maßnahmen des Anti-Mafia-
Pakets wie angekündigt in die Tat umgesetzt 
werden, würden sie nach einer langen 
Phase der Passivität einen Neuanfang im 
Kampf gegen die organisierte Kriminalität 
markieren. Ivo Sanader hat unabhängige 
und integre Experten in die Regierung 
geholt, die im Gegensatz zu ihren Amts-
vorgängern ein hohes Maß an Eigeninitia-
tive und Unabhängigkeit vom Premier-
minister gezeigt haben. Auch die neuer-
dings engagierten Ermittlungen und das 
Wiederaufrollen ungelöster Auftragsmorde 
der letzten Jahre sind ein Beleg dafür, dass 
die Polizei die Bekämpfung der organisier-
ten Kriminalität jetzt ernst nimmt.  

Bei dem Maßnahmenpaket handelt es 
sich, wie erwähnt, zu weiten Teilen um 
Gesetze, deren Verabschiedung und Inkraft-
setzung als Teil von EU-relevanten Justiz-
reformen seit Monaten auf die lange Bank 
geschoben worden war. Dass dies nun erst 
nach starken innenpolitischen Verwerfun-
gen mit dem nötigen Nachdruck erfolgte, 
zeigt, dass die Konditionalitätspolitik der 
EU in den Beitrittsverhandlungen mit Kroa-
tien nur die Rolle eines Katalysators spielt. 
Daraus folgt zum einen, dass die Reform 
des Polizei- und Justizwesens für die neuen 
Minister eine weitaus größere Heraus-
forderung darstellt als die bloße Erfüllung 
der im Fortschrittsbericht verbrieften 
Beitrittserfordernisse. Zum andern wird 
deutlich, dass die Entfernung krimineller 
und korrupter Politiker aus Spitzenpositio-
nen eine Herkulesaufgabe ist, deren letzt-
endlicher Erfolg vom politischen Willen 
abhängt. 

Mit den Reformen im Justiz und Grund-
rechtekapitel hat die Regierung nun große 

Fortschritte in einem von zwei verhand-
lungsrelevanten Problembereichen ge-
macht. Auch bei der Wettbewerbspolitik 
wird es bald solche Fortschritte geben müs-
sen: Das schleppende Tempo, mit dem sich 
der Staat aus dem Schiffsbau zurückzieht, 
ist in erster Linie dem Kalkül der Regierung 
in Zagreb geschuldet, von der EU-Kommis-
sion noch beschäftigungspolitische Sonder-
regelungen konzediert zu bekommen. Der-
zeit zögert die Regierung noch mit dem 
Verteilen bitterer Pillen, nachdem sie ihre 
Beschäftigungsversprechen für Werftarbei-
ter, wie zu erwarten war, nicht wird halten 
können. Ebenso wie bei dem Vorhaben, die 
Zahl der Gerichte zu reduzieren, das mit 
den anstehenden Kommunalwahlen im 
Frühling nächsten Jahres gefährdet sein 
könnte, liegt der Schlüssel zur Lösung die-
ser Probleme somit in der Innenpolitik. 
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Zugleich hat die Kommission erstmals 
ein Datum für den möglichen Abschluss 
der Verhandlungen genannt und ist damit 
in offene Konfrontation zu wichtigen Län-
dern im EU-Ministerrat getreten. Die trei-
benden Kräfte hinter diesem Vorstoß waren 
vor allem Erweiterungskommissar Olli 
Rehn, der sich in erster Linie wegen der 
regionalpolitischen Signalwirkung einen 
Erfolg der Erweiterungspolitik wünscht, 
aber auch Kommissionspräsident Barroso 
selbst. Es ist fraglich, ob das forsche Vor-
gehen der Kommission letztendlich produk-
tiv war, zumal sich nun Widerstand im Rat 
formiert. In Anbetracht dessen, dass mit der 
Blockadehaltung Sloweniens und dem aus-
gesetzten Ratifikationsprozess des Lissabon-
ner Vertrags noch zwei exogene Hindernisse 
vor einem Beitritt überwunden werden müs-
sen, hat die kroatische Regierung jedoch 
ohnehin keine andere Möglichkeit, als 
ihrem beschädigten Ansehen mit einer 
Modernisierung des Innen- und Justizsektors 
entgegenzuwirken. Damit hat sie nun be-
gonnen. Ob jedoch von einer Wende im 
Kampf gegen die Verflechtung von Krimina-
lität und Politik gesprochen werden kann, 
wird sich erst erweisen, wenn auch einfluss-
reiche Personen nicht nur angeklagt, son-
dern auch verurteilt werden. 
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